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Drucksache Nr. 4408 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausscliuß) 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Anrechnung 
von Renten in der Arbeitslosenfürsorge 

- Nr. 3837, 3845, 4166, 4330 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Senator Neuenkirch (Hamburg) 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 260. Sitzung am 16. April 
1953 verabschiedete Entwurf eines Gesetzes über die Anrechnung 
von Renten in der Arbeitslosenfürsorge wird wie folgt geändert: 

§ 1 wird durch folgenden Absatz 2 ergänzt: 

„(2) Renten, welche den Opfern national- 
sozialistischer Verfolgung wegen einer durch 
die Verfolgung erlittenen Gesundheitsschä- 
digung gewährt werden, sind bis zur Höhe 
des Betrages, der in der Kriegsopferversorgung 
bei gleicher Minderung der Erwerbsfähigkeit 
als Grundrente gewährt werden würde, von 
der Anrechnung auf die Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung auszunehmen. Die Vorschriften 
des Absatzes 1 Satz 2 finden entsprechende 
Anwendung.” 


Bonn, den 1. Juni 1953 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Neuenkirch (Hamburg) 
Vorsitzender Berichterstatter 



